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BUNDESGERICHTSHOF 
 

IM NAMEN DES VOLKES 
 

URTEIL 
VI ZR 504/18 
 Verkündet am: 
 17. Dezember 2019 
 Böhringer-Mangold 
 Justizamtsinspektorin 
 als Urkundsbeamtin 
 der Geschäftsstelle 

in dem Rechtsstreit 
 
Nachschlagewerk: ja 

BGHZ: nein 

BGHR: ja 

GG Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1, Art. 5 Abs. 1; BGB § 1004 Abs. 1 Satz 2;  

KUG § 22, § 23  

a) Ein nicht mit Strafe bedrohtes rechtswidriges Verhalten einer der Öffentlichkeit 
nicht bekannten Person kann etwa wegen seiner Art, seines Umfangs und seiner 
Auswirkungen auf gewichtige Belange der Gesellschaft von so erheblicher Bedeu-
tung für die Öffentlichkeit sein, dass das Recht am eigenen Bild hinter dem Öffent-
lichkeitsinteresse zurückzutreten hat. 

b) Zur Zulässigkeit einer identifizierenden Bildberichterstattung über ein verwaltungs-
gerichtliches Verfahren, das die rechtswidrige Untervermietung von Wohnraum an 
sogenannte Medizintouristen zum Gegenstand hat. 

BGH, Urteil vom 17. Dezember 2019 - VI ZR 504/18 - OLG München 
    LG München I 
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die mündliche Verhandlung 

vom 17. Dezember 2019 durch den Vorsitzenden Richter Seiters, die Richterin 

von Pentz, den Richter Offenloch, die Richterin Müller und den Richter 

Dr. Allgayer 

 

für Recht erkannt: 

Auf die Revision der Beklagten wird der Beschluss des 

18. Zivilsenats des Oberlandesgerichts München vom 27. Novem-

ber 2018 aufgehoben. Auf die Berufung der Beklagten wird das 

Urteil des Landgerichts München I vom 16. April 2018 dahinge-

hend abgeändert, dass die Klage vollumfänglich abgewiesen wird.  

Die Kläger tragen die Kosten des Rechtsstreits je zur Hälfte. 

Von Rechts wegen 

 

 
Tatbestand: 

Die Kläger machen gegen die Beklagten Ansprüche wegen identifizie-

render Bildberichterstattungen geltend. 

Die Kläger betreiben seit Jahren rechtswidrige Geschäfte, indem sie im 

gewerblichen Umfang Immobilien in München anmieten und sie dann - ohne 

Zustimmung oder gegen den ausdrücklichen Willen des Vermieters - an den 

jeweils anderen Kläger als Geschäftspartner vermieten, der sie wiederum tage- 

oder wochenweise zu hohen Mieten an sogenannte Medizintouristen weiter-

vermietet. Mit diversen verwaltungsgerichtlich bestätigten Bescheiden wurde 

den Klägern die Untervermietung von Häusern und Wohnungen in München an 

1 

2 



-  3  - 
 
 
 

Medizintouristen untersagt, weil die gewerbliche Geschäftspraxis der Kläger 

den Tatbestand der verbotenen Zweckentfremdung von Wohnraum erfülle. Die 

Kläger führten ihre Geschäftspraxis dennoch fort. 

Gegenstand der streitgegenständlichen Berichterstattungen der Beklag-

ten war die öffentliche Verhandlung am 15. Februar 2017 in einem der zahlrei-

chen Verfahren vor dem Verwaltungsgericht München, an denen die Kläger 

beteiligt waren. 

Die Beklagte zu 1 verbreitete am 16. Februar 2017 in der Ausgabe der 

BILD München und ab 15. Februar 2017 unter der Domain m.bild.de, die Be-

klagte zu 2 ab dem 15. Februar 2017 unter der Domain bild.de einen Bericht 

über die Kläger. Alle Berichte sind mit denselben die Kläger identifizierenden 

Bildnissen versehen. Die nicht angegriffene Wortberichterstattung der drei Arti-

kel ist nahezu identisch und lautet wie folgt: 

"Richterin über das Geschäfts-Modell Medizin-Tourismus: 'Vermieter kassieren 

Wahnsinns-Geld' 

In München fehlen zehntausende Wohnungen. Umso ärgerlicher, dass etwa 

2000 leerstehende Objekte an Medizin-Touristen vermietet werden. Sie kom-

men aus dem Orient, schätzen Münchner Privatkliniken … Am Mittwoch stan-

den zwei, die damit Kasse machen, vor dem Verwaltungsgericht. Es ging um 

das, was die Vorsitzende Richterin … seufzend das ‚Geschäftsmodell‘ von 

M[…(Vorname des Klägers zu 1] R. und Y[…(Vorname des Klägers zu 2] A. 

nannte. Y[…] mietet eine Wohnung oder ein Haus. Er reicht die Immobilie an 

M[…] als Untermieter weiter. Dieser stellt sie Medizin-Touristen zur Verfügung, 

meist aus dem arabischen Raum. Laut Einschätzung der Richterin wird bei sol-

chen Geschäftsmodellen ‚ein Wahnsinnsgeld von 200 bis 300 Euro am Tag‘ 

verdient. Ein illegales Geschäft in München. ‚Gewerbliche Untervermietung an 

Touristen ist Zweckentfremdung‘, sagt die Stadt klipp und klar. Das Verwal-
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tungsgericht hat das in einer Reihe von Urteilen bisher auch so gesehen. Die 

Stadt erhebt Bußgelder von bis zu 50.000 Euro. Die Landtags-CSU will sie so-

gar auf 500.000 Euro erhöhen. M[…], Y[…] und andere, die Geld mit den Medi-

zin-Touristen verdienen, klagen dann oft gegen Bescheide und Bußgelder. Ges-

tern ging es um die Wohnung Nr. 69 im Anwesen … und um das Anwesen … 

Über die Klagen von Y[…] und M[…] wird heute entschieden. Es droht ein Buß-

geld von 8000 Euro. Ob es bezahlt wird? Bisher war wohl wenig zu holen. Die 

Richterin wies auf die Möglichkeit der Zwangshaft hin. M[…] und Y[…] wirkten 

nicht besonders beeindruckt." 

Die Bildunterschrift zu den den Kläger zu 1 zeigenden Bildnissen in den 

drei Berichten lautet: "M[…] R. vermittelte Wohnungen an Medizintouristen." Die 

Bildunterschrift zu den den Kläger zu 2 zeigenden Bildnissen lautet: "Y[…] A. 

war der Hauptmieter der Wohnungen." 

Das Landgericht hat die Beklagten zur Unterlassung der Bildnisveröffent-

lichungen und zur Erstattung vorgerichtlicher Anwaltskosten verurteilt. Die Kla-

ge auf Feststellung der Ersatzpflicht für aus der Veröffentlichung entstehende 

Schäden und auf Geldentschädigung hat es abgewiesen. 

Das Oberlandesgericht hat die Berufungen der Beklagten durch Be-

schluss gemäß § 522 Abs. 2 ZPO zurückgewiesen. Mit den vom Senat zuge-

lassenen Revisionen verfolgen die Beklagten das Ziel der vollständigen Abwei-

sung der Klage weiter. 
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Entscheidungsgründe: 

I. 

Das Berufungsgericht hat den Unterlassungsanspruch der Kläger mit der 

Begründung bejaht, dass es sich bei den streitgegenständlichen Bildnissen 

nicht um solche aus dem Bereich der Zeitgeschichte (§ 23 Abs. 1 Nr. 1 KUG) 

handle; die Abwägung der kollidierenden Rechtspositionen der Parteien ergebe, 

dass die berechtigten Interessen der Kläger überwögen. Zwar befasse sich die 

begleitende Wortberichterstattung mit einem aktuellen Thema von hohem ge-

sellschaftlichen Interesse, nämlich der Wohnungsnot in München, dem Kampf 

der Stadt München gegen die Zweckentfremdung (als Ordnungswidrigkeit) und 

den damit in Verbindung stehenden illegalen Geschäften der Kläger bzw. ihren 

Verfahren vor dem Verwaltungsgericht München. Auf der anderen Seite stelle 

die streitgegenständliche Berichterstattung unter Abbildung der Kläger eine er-

hebliche Beeinträchtigung des Persönlichkeitsrechts der Kläger dar, weil damit 

ihr Fehlverhalten öffentlich bekannt gemacht und ihre Person in den Augen des 

Publikums negativ qualifiziert werde. Zutreffend habe das Landgericht berück-

sichtigt, dass es sich um ein verwaltungsgerichtliches Verfahren und nicht um 

ein Strafverfahren handle, und dass das Verfahren die Untersagungsanordnung 

und nicht die Verhängung eines Bußgeldes beinhalte. Bei den Klägern handle 

es sich zudem weder um Politiker noch um sonst im Blickpunkt der Öffentlich-

keit stehende Personen, sondern um Privatpersonen, die bislang nicht in der 

Öffentlichkeit bekannt gewesen seien. Auch wenn eine individualisierende Be-

richterstattung nicht nur in Fällen schwerer Kriminalität, sondern auch bei leich-

teren Verfehlungen wegen der Art der Tat oder der Person des Täters in Be-

tracht kommen könne, seien die Voraussetzungen hierfür unter Berücksichti-

gung der vorgenannten Umstände jedenfalls zum Zeitpunkt der Berichterstat-

tungen noch nicht als gegeben anzusehen. Insbesondere seien keine Beson-
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derheiten der Tat, die eine Abbildung der Kläger rechtfertigen könnten, ersicht-

lich. Allein der Umstand, dass die Kläger ihr rechtswidriges "Geschäftsmodell" 

in gewerblichem Umfang mit erheblichen Gewinnen betrieben hätten, führe 

nicht dazu, dass sie auch eine individualisierende Bildberichterstattung zu dul-

den hätten. 

 

II. 

Die Revision der Beklagten ist begründet. Die Kläger haben keinen An-

spruch aus §§ 1004 Abs. 1 Satz 2 analog, § 823 Abs. 1, Abs. 2 BGB i.V.m.  

§§ 22, 23 KUG, Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 GG auf Unterlassung der streitge-

genständlichen Bildveröffentlichungen. Mit der einseitig zu Lasten der Beklag-

ten angeführten Argumentation, dass es sich hier nicht um ein straf-, sondern 

(nur) um ein verwaltungsgerichtliches Verfahren handele, und der Auffassung, 

dass die Tat keine Besonderheiten aufweise, die eine Abbildung der Kläger zu 

rechtfertigen vermögen, hat das Berufungsgericht das Gewicht des öffentlichen 

Informationsinteresses verkannt. 

1. Die Zulässigkeit der Bildveröffentlichungen beurteilt sich, wie vom Be-

rufungsgericht zutreffend gesehen, nach dem abgestuften Schutzkonzept der  

§§ 22, 23 KUG. Danach dürfen Bildnisse einer Person grundsätzlich nur mit 

deren - hier nicht vorliegender - Einwilligung verbreitet werden (§ 22 Abs. 1 

KUG). Hiervon besteht allerdings gemäß § 23 Abs. 1 Nr. 1 KUG eine Ausnah-

me, wenn es sich um ein Bildnis aus dem Bereich der Zeitgeschichte handelt. 

Diese Ausnahme gilt aber nicht für eine Verbreitung, durch die berechtigte Inte-

ressen des Abgebildeten verletzt werden (Senatsurteile vom 18. Juni 2019 - VI 

ZR 80/18, VersR 2019, 1225 Rn. 30; vom 7. Juni 2011 - VI ZR 108/10, BGHZ 

190, 52 Rn. 14; vom 28. Oktober 2008 - VI ZR 307/07, NJW 2009, 757 Rn. 8 f.). 
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2. Entgegen der Beurteilung des Berufungsgerichts handelt es sich vor-

liegend um Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte. 

a) Schon die Beurteilung, ob ein Bildnis dem Bereich der Zeitgeschichte 

i.S. von § 23 Abs. 1 Nr. 1 KUG zuzuordnen ist, erfordert eine - revisionsrechtlich 

voll zu überprüfende (vgl. nur Senatsurteile vom 27. September 2016 - VI ZR 

310/14, NJW 2017, 804 Rn. 6 ff.; vom 11. Juni 2013 - VI ZR 209/12, NJW 2013, 

3029 Rn. 9 ff.) - Abwägung zwischen den Rechten des Abgebildeten aus Art. 1 

Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 GG, Art. 8 Abs. 1 EMRK einerseits und den Rechten der 

Presse aus Art. 5 Abs. 1 GG, Art. 10 Abs. 1 EMRK andererseits. Maßgebend 

für die Frage, ob es sich um ein Bildnis aus dem Bereich der Zeitgeschichte 

handelt, ist der Begriff des Zeitgeschehens. Dieser darf nicht zu eng verstanden 

werden. Im Hinblick auf den Informationsbedarf der Öffentlichkeit umfasst er 

alle Fragen von allgemeinem gesellschaftlichen Interesse (Senatsurteil vom 29. 

Mai 2018 - VI ZR 56/17, AfP 2018, 410 Rn. 11). Es gehört zum Kern der Pres-

sefreiheit, dass die Presse innerhalb der gesetzlichen Grenzen einen ausrei-

chenden Spielraum besitzt, in dem sie nach ihren publizistischen Kriterien ent-

scheiden kann, was öffentliches Interesse beansprucht. Dazu zählt auch die 

Entscheidung, ob und wie ein Presseerzeugnis bebildert wird (Senatsurteil vom 

28. Oktober 2008 - VI ZR 307/07, BGHZ 178, 213 Rn. 15). Eine Bedürfnisprü-

fung, ob eine Bebilderung veranlasst war, findet nicht statt (Senatsurteile vom 

18. Juni 2019 - VI ZR 80/18, VersR 2019, 1225 Rn. 31; vom 9. April 2019 - VI 

ZR 533/16, AfP 2019, 333 Rn. 10). 

Allerdings besteht das Informationsinteresse nicht schrankenlos. Viel-

mehr wird der Einbruch in die persönliche Sphäre des Abgebildeten durch den 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit begrenzt. Es bedarf mithin einer abwägen-

den Berücksichtigung der kollidierenden Rechtspositionen. Die Belange der 

Medien sind dabei in einen möglichst schonenden Ausgleich mit dem allgemei-
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nen Persönlichkeitsrecht des von einer Berichterstattung Betroffenen zu bringen 

(Senatsurteile vom 18. Juni 2019 - VI ZR 80/18, VersR 2019, 1225 Rn. 32; vom 

29. Mai 2018 - VI ZR 56/17, AfP 2018, 410 Rn. 14 f.; jeweils mwN). Im Rahmen 

der Abwägung kommt dem Gegenstand der Berichterstattung maßgebliche Be-

deutung zu, wobei der Informationsgehalt der Bildberichterstattung unter Be-

rücksichtigung der zugehörigen Textberichterstattung zu ermitteln ist. Entschei-

dend ist insbesondere, ob die Medien im konkreten Fall eine Angelegenheit von 

öffentlichem Interesse ernsthaft und sachbezogen erörtern, damit den Informa-

tionsanspruch des Publikums erfüllen und zur Bildung der öffentlichen Meinung 

beitragen, oder ob sie - ohne Bezug zu einem zeitgeschichtlichen Ereignis - 

lediglich die Neugier der Leser befriedigen (Senatsurteile vom 18. Juni 2019 - 

VI ZR 80/18, VersR 2019, 1225 Rn. 32; vom 29. Mai 2018 - VI ZR 56/17, AfP 

2018, 410 Rn. 16; jeweils mwN). 

Die Bedeutung des Informationswerts der Berichterstattung für die Inte-

ressenabwägung hat der erkennende Senat stets hervorgehoben (vgl. nur Se-

natsurteil vom 28. Oktober 2008 - VI ZR 307/07, BGHZ 178, 213 Rn. 18 mwN). 

Je größer der Informationswert für die Öffentlichkeit ist, desto mehr muss das 

Schutzinteresse desjenigen, über den informiert wird, hinter den Informations-

belangen der Öffentlichkeit zurücktreten. Umgekehrt wiegt der Schutz der Per-

sönlichkeit des Betroffenen desto schwerer, je geringer der Informationswert für 

die Allgemeinheit ist (Senatsurteile vom 28. Oktober 2008 - VI ZR 307/07, 

BGHZ 178, 213 Rn. 18; vom 6. März 2007 - VI ZR 51/06, BGHZ 171, 275 Rn. 

20; jeweils mwN). 

Geht es um eine identifizierende Bildberichterstattung über ein Fehlver-

halten - insbesondere, aber nicht nur, über Straftaten -, so ist zu berücksichti-

gen, dass eine solche Berichterstattung in das Recht des Abgebildeten auf 

Schutz seiner Persönlichkeit eingreift, weil sie sein Fehlverhalten öffentlich be-
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kannt macht und seine Person in den Augen der Adressaten von vornherein 

negativ qualifiziert (st. Rspr., vgl. nur Senatsurteil vom 18. Juni 2019 - VI ZR 

80/18, VersR 2019, 1225 Rn. 33 mwN). Andererseits kann ein Fehlverhalten, 

auch ein solches, das keinen Straftatbestand erfüllt, zum Zeitgeschehen gehö-

ren, dessen Vermittlung Aufgabe der Medien ist. So begründen die Verletzung 

der Rechtsordnung und die Beeinträchtigung von Rechtsgütern der betroffenen 

Bürger oder der Gemeinschaft grundsätzlich ein anzuerkennendes Interesse 

der Öffentlichkeit an näherer Information über Tat und Täter (Senatsurteile vom 

15. November 2005 - VI ZR 286/04, NJW 2006, 599 Rn. 14; vom 18. Juni 2019 

- VI ZR 80/18, VersR 2019, 1225 Rn. 33). Die Kontroll- und Überwachungsfunk-

tion der Presse als "Wachhund der Öffentlichkeit" ist nicht auf die Aufdeckung 

von Straftaten beschränkt (vgl. Senatsurteile vom 10. April 2018 - VI ZR 396/16, 

AfP 2018, 222 Rn. 31; vom 30. September 2014 - VI ZR 490/12, VersR 2015, 

115 Rn. 20, 27). Für die tagesaktuelle Berichterstattung über Straftaten oder 

ähnliche Verfehlungen (BVerfG, NJW 2006, 2835 Rn. 11) verdient das Informa-

tionsinteresse im Allgemeinen den Vorrang (Senatsurteile vom 7. Juni 2011 - VI 

ZR 108/10, BGHZ 190, 52 Rn. 19; vom 28. Oktober 2008 - VI ZR 307/07, BGHZ 

178, 213 Rn. 23). Denn wer den Rechtsfrieden bricht und durch diese Tat und 

ihre Folgen Mitmenschen oder Rechtsgüter der Gemeinschaft angreift oder ver-

letzt, muss grundsätzlich dulden, dass das von ihm selbst erregte Informations-

interesse der Öffentlichkeit auf den dafür üblichen Wegen befriedigt wird (Se-

natsurteile vom 18. Juni 2019 - VI ZR 80/18, VersR 2019, 1225 Rn. 33; vom 15. 

November 2005 - VI ZR 286/04, NJW 2006, 599 Rn. 14; vom 7. Juni 2011 - VI 

ZR 108/10, BGHZ 190, 52 Rn. 19 mwN). Die Beeinträchtigung des Persönlich-

keitsrechts muss allerdings im angemessenen Verhältnis zur Schwere des 

Fehlverhaltens und seiner sonstigen Bedeutung für die Öffentlichkeit stehen 

(Senatsurteil vom 28. Oktober 2008 - VI ZR 307/07, BGHZ 178, 213 Rn. 22; 

BVerfG, NJW 2009, 3357 Rn. 20 mwN; NJW 2006, 2835 Rn. 11). So ist etwa 
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bei schweren Gewaltverbrechen ein über bloße Neugier und Sensationslust 

hinausgehendes Informationsinteresse auch über die Person des Täters anzu-

erkennen (Senatsurteil vom 18. Juni 2019 - VI ZR 80/18, VersR 2019, 1225 Rn. 

33 mwN), während in Fällen der Kleinkriminalität oder bei Jugendlichen eine 

Identifizierung des Täters keineswegs immer zulässig ist (Senatsurteil vom 15. 

November 2005 - VI ZR 286/04, NJW 2006, 599 Rn. 15; BVerfG, NJW 2009, 

3357 Rn. 20). Ein an sich geringeres Interesse der Öffentlichkeit an Information 

über leichte Verfehlungen kann im Einzelfall allerdings durch Besonderheiten 

etwa in der Person des Täters, der Art der Verfehlung oder des Tathergangs in 

einem Maße gesteigert sein, dass das Interesse des Täters an einem Schutz 

seiner Persönlichkeit dahinter zurückzutreten hat (vgl. Senatsurteil vom 30. Ok-

tober 2012 - VI ZR 4/12, NJW 2013, 229 Rn. 13 für die Wortberichterstattung; 

Senatsurteil vom 15. November 2005  

- VI ZR 286/04, NJW 2006, 599 Rn. 13, 21 f., 24; BVerfG, NJW 2009, 3357 

Rn. 20; NJW 2006, 2835 Rn. 11). So hat der Senat, bestätigt durch das Bun-

desverfassungsgericht, die identifizierende Wort- und Bildberichterstattung über 

einen schwerwiegenden Verkehrsverstoß (erhebliche Geschwindigkeitsüber-

schreitung) eines Mitglieds des deutschen Hochadels für zulässig erachtet (Se-

natsurteil vom 15. November 2005 - VI ZR 286/04, NJW 2006, 599 Rn. 12 ff.; 

BVerfG, NJW 2006, 2835 Rn. 10 ff.). Eine identifizierende Berichterstattung 

über derartige Verfehlungen kann durchaus geeignet sein, Ideen und Informati-

onen zu Fragen von allgemeinem Interesse zu vermitteln und eine Diskussion 

hierüber in der Gesellschaft anzustoßen oder zu bereichern (vgl. Senatsurteil 

vom 15. November 2005 - VI ZR 286/04, NJW 2006, 599 Rn. 29). Ebenso kann 

ein nicht mit Strafe bedrohtes rechtswidriges Verhalten einer der Öffentlichkeit 

nicht bekannten Person etwa wegen seiner Art, seines Umfangs und seiner 

Auswirkungen auf gewichtige Belange der Gesellschaft von so erheblicher Be-

deutung für die Öffentlichkeit sein, dass das Recht am eigenen Bild hinter dem 



-  11  - 
 
 
 

Öffentlichkeitsinteresse zurückzutreten hat. Wo konkret die Grenze für das In-

formationsinteresse an der aktuellen Berichterstattung zu ziehen ist, lässt sich 

nur unter Berücksichtigung der jeweiligen Umstände des Einzelfalls entschei-

den (Senatsurteil vom 15. November 2005 - VI ZR 286/04, NJW 2006, 599 Rn. 

15). 

b) Gemessen an diesen Grundsätzen handelt es sich bei den angegriffe-

nen Bildnissen um solche aus dem Bereich der Zeitgeschichte. Das Interesse 

der Kläger am Schutz ihrer Persönlichkeit hat hinter dem von den Beklagten 

verfolgten Informationsinteresse der Öffentlichkeit zurückzutreten. Die erforder-

liche Abwägung kann der Senat selbst vornehmen, da keine weiteren Tatsa-

chenfeststellungen erforderlich sind. 

Der die Bildnisse begleitenden Wortberichterstattung über - nach den 

tatbestandlichen Feststellungen des angefochtenen Urteils unstreitig - wahre 

Tatsachen kommt erheblicher Informationswert zu. Danach haben die Kläger im 

gewerblichen Umfang Immobilien in München angemietet und sie sodann tage-  

oder wochenweise zu hohen Mieten an sogenannte Medizintouristen weiter-

vermietet. Diese Geschäftspraxis haben sie auch noch fortgesetzt, nachdem sie 

ihnen von der Verwaltung untersagt worden war und die Verwaltungsgerichte 

die Untersagungsbescheide bestätigt hatten. Von der Revision nicht angegriffen 

ist weiter die nicht zu beanstandende Beurteilung des Berufungsgerichts, dass 

es sich dabei um ein rechtswidriges Verhalten (vgl. Art. 2 des Gesetzes über 

die Zweckentfremdung von Wohnraum - Zweckentfremdungsgesetz - ZwEWG 

in der damals geltenden Fassung vom 22. März 2013) handelt. 

 Wie das Berufungsgericht zutreffend gesehen hat, ist von einem berech-

tigten Informationsinteresse der Öffentlichkeit auszugehen, weil sich die Be-

richterstattung mit einem aktuellen Thema von hohem gesellschaftlichen Inte-
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resse, nämlich der Wohnungsnot in München, dem Kampf der Stadt München 

gegen die Zweckentfremdung von Wohnraum und den damit in Verbindung 

stehenden illegalen Geschäften der Kläger sowie ihren Verfahren vor dem Ver-

waltungsgericht München befasst. Dieses Interesse wiegt hier entgegen der 

Auffassung des Berufungsgerichts nicht deshalb weniger schwer, weil es sich 

bei dem fortgesetzten rechtswidrigen Verhalten der Kläger nicht um eine Straf-

tat (sondern um eine Ordnungswidrigkeit, vgl. Art. 5 ZwEWG in der damals gel-

tenden Fassung vom 10. Dezember 2007) handelt und es dementsprechend 

nicht Gegenstand von Strafverfahren, im Zeitpunkt der Berichterstattung auch 

nicht von Bußgeldverfahren, sondern von verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

war. Denn es handelt sich dabei um ein Fehlverhalten, das wegen seiner Art, 

seines Umfangs und seiner Auswirkungen auf gewichtige Belange der Gesell-

schaft von ganz erheblicher Bedeutung für die Öffentlichkeit ist. Das "Ge-

schäftsmodell" der Kläger hat sich nicht nur auf Einzelne, sondern auf die Ge-

meinschaft schädlich ausgewirkt, weil dringend benötigter Wohnraum dem 

Mietmarkt entzogen und damit die problematische Lage am Wohnungsmarkt 

verschärft wurde. Den verständigen Lesern der vorliegenden Artikel ist die 

Wohnungsnot in Großstädten wie München nicht nur bekannt; nicht wenige von 

ihnen dürften zudem von ihr oder ihren Auswirkungen (hohe Mieten) selbst be-

troffen sein. Das Handeln der Kläger war von persönlichem Gewinnstreben ge-

tragen; zu Lasten der Gesellschaft erzielten die Kläger mit der Zweckentfrem-

dung von Wohnraum Einnahmen in erheblichem Umfang. Schließlich haben 

sich die Kläger auch durch behördliche und gerichtlich bestätigte Untersa-

gungsbescheide von ihrem rechtswidrigen Tun nicht abhalten lassen, sondern 

ihr eigennütziges und gemeinschädliches Verhalten unbeirrt fortgesetzt. Die 

Bedeutung des Fehlverhaltens der Kläger für die Öffentlichkeit lässt sich somit 

zwar nicht mit dem Bekanntheitsgrad der Kläger begründen, die nach den Fest-

stellungen des Berufungsgerichts im Zeitpunkt der Berichterstattung nicht im 
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Blickpunkt der Öffentlichkeit standen, wohl aber mit der besonderen Bedeutung 

ihres Fehlverhaltens für die Öffentlichkeit. Wenn die Kläger derart zu Lasten der 

Gesellschaft gegen die Rechtsordnung verstoßen, müssen sie dulden, dass das 

von ihnen selbst erregte Informationsinteresse der Öffentlichkeit auf den dafür 

üblichen Wegen befriedigt wird. Sie haben durch ihr rechtswidriges Verhalten 

den Bereich rein privater Betätigung verlassen und sich selbst zum Gegenstand 

des Informationsbedürfnisses der Öffentlichkeit gemacht (vgl. Senatsurteil vom 

15. November 2005 - VI ZR 286/04, NJW 2006, 599 Rn. 27). 

Demgegenüber wiegt die Beeinträchtigung des Rechts der Kläger auf 

Schutz ihrer Persönlichkeit weniger schwer. Zwar wird ihr Fehlverhalten in iden-

tifizierender Weise öffentlich bekannt gemacht und ihre Person in den Augen 

der Adressaten negativ qualifiziert. Auch dürfte aufgrund der besonderen Be-

deutung und des Gewichts ihres Fehlverhaltens für die Öffentlichkeit die allge-

meine soziale Missbilligung hoch sein. Andererseits übersieht das Berufungsge-

richt, dass sich der Umstand, dass es nicht um die Berichterstattung über eine 

Straftat und ein Strafverfahren, sondern "nur" über ein Verwaltungsverfahren 

geht, für die Kläger weniger belastend auswirkt. Denn sie werden der Öffent-

lichkeit nicht als Straftäter vorgeführt. Für die Berichterstattung, die ein verwal-

tungsgerichtliches Verfahren begleitet und wahrheitsgemäß ein Verhalten schil-

dert, das öffentlich-rechtlich verboten ist, können sich die Kläger ferner nicht auf 

die Unschuldsvermutung des Art. 6 Abs. 2 EMRK berufen (vgl. hierzu Senatsur-

teil vom 18. Juni 2019 - VI ZR 80/18, VersR 2019, 1225 Rn. 46). Wegen der 

Wahrheit der Wortberichterstattung müssen sie auch nicht befürchten, dass ihre 

Gesichter zu Unrecht mit diesem Verhalten verbunden werden. Anders als 

Straftäter können sie sich zudem nicht auf ihr Resozialisierungsinteresse beru-

fen (vgl. dazu Senatsurteile vom 7. Juni 2011 - VI ZR 108/10, BGHZ 190, 52 

Rn. 25; vom 28. Oktober 2008 - VI ZR 307/07, BGHZ 178, 213 Rn. 23 mwN). 

Es handelt sich bei den Artikeln um eine tagesaktuelle Berichterstattung zu ei-

19 
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ner Zeit, zu der die Kläger ihr Fehlverhalten trotz bereits vorliegender verwal-

tungsgerichtlicher Entscheidungen fortgesetzt haben. Schließlich ist zu berück-

sichtigen, dass die Beiträge nicht das Verhalten der Kläger in ihrer Privat-, son-

dern in ihrer Sozialsphäre zum Gegenstand haben (vgl. hierzu BVerfG, Be-

schluss vom 6. November 2019 - 1 BvR 276/17, juris Rn. 128) und der Identifi-

zierungsgrad durch die Bilder zwar hoch, aber aufgrund unvollständiger Na-

mensnennung (Vorname und erster Buchstabe des Nachnamens) dennoch 

eingeschränkt ist. Die Bildveröffentlichung mag für die Kläger nach alledem eine 

nicht unerhebliche Belastung darstellen. Es ist jedoch nicht erkennbar, dass sie 

eine Stigmatisierung, Ausgrenzung oder Prangerwirkung zur Folge gehabt ha-

ben könnte (vgl. Senatsurteile vom 28. Oktober 2008 - VI ZR 307/07, BGHZ 

178, 213 Rn. 40; vom 15. November 2005 - VI ZR 286/04, NJW 2006, 599 Rn. 

23). 

Ob der mit der Abbildung der Kläger verfolgte Informationszweck auch 

ohne identifizierende Berichterstattung hätte erreicht werden können, ist für die 

Beurteilung, ob ein zeitgeschichtliches Ereignis im Sinne von § 23 Abs. 1 Nr. 1 

KUG vorliegt, unerheblich (vgl. Senatsurteil vom 7. Juni 2011 - VI ZR 108/10, 

BGHZ 190, 52 Rn. 20). 

3. Bei der gebotenen Würdigung der Veröffentlichungen in ihrer Gesamt-

heit werden durch die Verbreitung der Fotos keine berechtigten Interessen der 

Kläger verletzt (§ 23 Abs. 2 KUG). Die Fotoaufnahmen enthalten keine über die 

Identifizierung hinausgehende Beeinträchtigung; sie haben keinen eigenständi-

gen Verletzungsgehalt (vgl. Senatsurteil vom 18. Juni 2019 - VI ZR 80/18, 

VersR 2019, 1225 Rn. 37 mwN). Zu berücksichtigen sind dabei auch die Um-

stände, unter denen die Aufnahmen entstanden sind. Ferner ist bedeutsam, in 

welcher Situation der Betroffene erfasst ist und wie er dargestellt wird (Senats-

urteil vom 9. Februar 2010 - VI ZR 243/08, NJW 2010, 2432 Rn. 35 mwN). 

20 
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Nach den vom Berufungsgericht in Bezug genommenen Feststellungen des 

Landgerichts wurden die Kläger im unmittelbaren zeitlichen und örtlichen Zu-

sammenhang mit dem (öffentlichen) verwaltungsgerichtlichen Verfahren foto-

grafiert, welches Anlass für die Berichterstattung war. Die Bildnisse sind diesem 

Kontext nicht entfremdet worden (vgl. hierzu Senatsurteil vom 15. November 

2005 - VI ZR 286/04, NJW 2006, 599 Rn. 25; BVerfG, NJW 2006, 2835 Rn. 13 

mwN). Dass die Kläger aufgenommen wurden, obwohl sie ausdrücklich ein Fo-

tografierverbot ausgesprochen hatten, und dass in eben dieser Situation der 

Kläger zu 2 mit seiner abwehrenden Gestik fotografiert wurde, unterstreicht 

zwar, wie vom Berufungsgericht zutreffend gesehen, dass die Kläger nicht in 

die Veröffentlichung der Fotos gemäß § 22 Satz 1 KUG eingewilligt haben. Da-

mit lässt sich aber eine Verletzung  
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berechtigter Interessen im Sinne von § 23 Abs. 2 KUG nicht begründen. Han-

delt es sich um ein Bildnis der Zeitgeschichte, so steht ein ausdrückliches Ver-

bot des Betroffenen der Zulässigkeit der Veröffentlichung nicht entgegen. 

 

Seiters von Pentz Offenloch 
 
  
 Müller Allgayer  
 

 

Vorinstanzen: 

LG München I, Entscheidung vom 16.04.2018 - 9 O 8184/17 -  

OLG München, Entscheidung vom 27.11.2018 - 18 U 1950/18 Pre -  


